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Entwurf einer Entschließung des Europäischen Parlaments zu der Einrichtung eines 
Europäischen Garantiefonds für die Opfer von Straßenverkehrsunfällen auf Nicht-
Gemeinschaftsgebiet bei nicht ausreichendem Versicherungsschutz

Das Europäische Parlament,

– gestützt auf Artikel 48 seiner Geschäftsordnung,

A. in der Erwägung, dass die Rechtsvorschriften betreffend die Kraftfahrzeug-
Haftpflichtversicherung beträchtliche Unterschiede zwischen den Mitgliedstaaten 
bezüglich des Versicherungsschutzes bei Straßenverkehrsunfällen aufweisen,

B. in der Erwägung, dass diese Disparitäten nach der Erweiterung noch ausgeprägter sein 
werden, da die Rechtsvorschriften der mittel- und osteuropäischen Länder extrem 
niedrige Versicherungsobergrenzen im Vergleich zu den in den Rechtsvorschriften der 
EU-Mitgliedstaaten vorgeschriebenen Beträgen vorsehen,

C. in der Erwägung, dass garantiert werden muss, dass der Versicherte, der Opfer eines 
Straßenverkehrsunfalls wird, eine Entschädigung zumindest in der Höhe erhält, die der 
in den Rechtsvorschriften seines Herkunftsmitgliedstaates vorgeschriebenen 
entspricht,

D. in der Erwägung, dass für den Differenzbetrag zwischen den von den 
Versicherungsgesellschaften der verschiedenen Staaten ausgezahlten 
Entschädigungssummen ein zentraler europäischer Fonds aufkommen könnte, der die 
Auszahlung der Entschädigungen verwaltet und aus einer Mindeststeuer auf 
Versicherungspolicen in der gesamten Union gespeist wird,

1. fordert die Kommission und die zuständigen Institutionen auf, zu prüfen, ob die 
Einrichtung eines Europäischen Garantiefonds für die Entschädigung der Opfer von 
Unfällen für den Fall, dass auf Grund der unterschiedlichen nationalen 
Rechtsvorschriften für die Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung kein ausreichender 
Versicherungsschutz besteht, zweckmäßig ist.


